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Klaus van Eickels 

LEGITIMIERUNG VON ENTSCHEIDUNGEN 
DURCH EXPERTEN 

FRIEDRICH II. ALS GESETZGEBER IM KÖNIGREICH SIZILIEN UND 

ALS RICHTER NÖRDLICH DER ALPEN 

„Die \Visscnschaft hat entschieden und die besten Konzepte ausgewählt." Mit 
dit·sen \'\'orten verkündete Bundesforschungsministerin Annette Schavan am 
20. Januar 2006 die Ergebnisse der ersten Runde der Exzellenzinitiative des 
Bundes und der Länder. 1 Diese verfolgt inzwischen - so der Vorsitzende des 
\Vissenschaftsrates Karl Max Einhäuptl - kein geringeres Ziel, als »einen Pa-
radigmenwechsel im deutschen Hochschulsystem einzuleiten, mit dem wir 
uns von der Idee der Homogenität verabschieden".2 Es handelt sich also um 
ein(' bildungs- und forschungspolitische Grundsatzentscheidung ersten Ran-
ges: In dt:r Hoffnung auf die Freisetzung innovativer Dynamik und zusätzli-
t:hcr Spitzenleistungen durch Wettbewerb und Konkurrenz wird bewußt und 
zielgerichtet die Grundlage zerstört, der die deutschen Universitäten im Ver-
bund seit dem 19. Jahrhundert ihren Erfolg verdanken: Die Anerkennung der 
grundsätzlichen Gleichheit aller Universitäten und aller Hochschullehrer als 
glcii.:hbercchtigte Mitglieder einer unteilbaren scientific community. 

Als Bundesforschungsministerin Edelgard Bulmahn im Jahr zuvor die Ex-
zdknzinitiative als gemeinsames Projekt von Bund und Ländern vorstellte 
und ihr damit die für eine solche Grundsatzentscheidung unabdingbare 
politische Legitimation verschaffte, waren die Ziele zunächst sehr viel kon-
sensfähiger definiert worden. Verläßliche Bedingungen für Wissenschaft und 
Forschung bis in das nächste Jahrzehnt hinein sollten geschaffen, exzellenten 
jungen Nachwuchswissenschaftlern Karrierechancen eröffnet, neue und un-
konventionelle Forschungsansätze flexibel aufgegriffen, die Vernetzung über 

l Bundesministerium für Bildung und Forschung, Pressemitteilung 008/2006 vom 20. Ja-
nuar 2006 (http://www.bmbf.de/press/1719.php). 
2 Jan Friedmann/Jochen Leffers, Eliteuniparade. Die glorreichen Zehn, Spiegel Online -
Unispiegel, 20.6.2006 ( http://www.spiegel.de/unispiegel/studium/O,1518,396391,00.html). 
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Organisationsgrenzen hinweg realisiert und durch verstärkten Wettbewerb 
Exzellenz gefördert werden.3 

Die Tragweite des Entschlusses, einige wenige Exzellenzuniversitäten aus 
dem Verbund der deutschen Hochschulen herauszulösen, und die möglichen 
negativen Auswirkungen dieser Entscheidung auf die deutsche Hochschul-
landschaft waren bereits im Vorfeld diskutiert worden; dennoch entschieden 
sich die politisch Verantwortlichen, die Ausgestaltung des Prozesses ganz in die 
Hände einer kleinen Gruppe von vVissenschaftlern zu legen. Die Kommission 
war sich bei der Entscheidungsfindung ihrer „historischen Verantwortung" 
durchaus bewußt; dies ändert jedoch nichts an der Tatsache, daß sie Weichen-
stellungen von großer Reichweite vornahm, weil die vom Volk gewählten Ab-
geordneten und die von ihnen eingesetzte Regierung diese Entscheidungen, 
deren Folgen bis heute nicht absehbar sind, selbst nicht zu treffen wagten. 

Die Delegation politischer Verantwortung an kleine Gruppen von Exper-
ten ist in den letzten Jahren mehr und mehr zu einem Grundzug der deutschen 
Politik geworden. Von der Restrukturierung der bayerischen Hochschulland-
schaft (Empfehlungen der Expertenkommission „Wissenschaftsland Bayern 
2020") bis hin zur Reform der Sozialsysteme (Empfehlungen der Kommis-
sion „Moderne Dienstleistungen am Arbeitsmarkt« unter Leitung von Peter 
Hartz) vertrauen sich Politiker dem Wissen von Fachleuten an, statt selbst 
als demokratisch legitimierte Repräsentanten des Souveräns in der Arena des 
Parlamentes um die beste Lösung der sich stellenden Probleme zu ringen. 
In den Händen der Experten verwandeln sich offene Problemlagen in Sach-
zwänge, die nur eine Lösung zu erlauben scheinen und kaum mehr Entschei-
dungsspielräume lassen. 

Mehr als in der Zwischenkriegszeit und mehr als in den beiden ersten 
Jahrzehnten der Bundesrepublik Deutschland sind sich die Wähler heute der 
Komplexität von Entscheidungen in einer modernen Gesellschaft bewußt. 
Neben und oft an erster Stelle vor demokratischer Legitimierung erwarten sie 
die Sachangemessenheit von politischen Entscheidungen. Diese kompetenten 
Fachleuten zu überantworten, statt sie dem Streit der Politiker zu überlassen, 
könnte daher als die perfekte Lösung erscheinen, und doch bleibt bei vielen 
ein Unbehagen zurück. Allzu offensichtlich nämlich entscheidet im Einzel-
fall nicht „die Wissenschaft", sondern eine kleine Gruppe von Wissenschaft-

3 Bundesministerium für Bildung und Forschung, Pressemitteilung 147/2005 vom 23. 
Juni 2005 (http://www.bmbf.de/press/1505.php). 
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lern, über deren Zusammensetzung zuvor ihrerseits die Politiker entschieden 
hJben. 

Hier aber wird deutlich, daß die mit Sachzwängen argumentierende Ex-
pertenentscheidung nicht nur der Versachlichung von Auseinandersetzungen 
<lit.·nt, sondern ebenso auch zur Verflüchtigung politisch er Verantwortung für 
Grundsatz- und Richtungsentscheidungen beiträgt, denen sich persönlich zu 
stdkn, besonders reich an Risiken is t. Sich im Vorfeld der Entscheidungsfin-
dung des Rates von Fachleuten zu bedienen, ist für die Ausübung von Herr-
s(haft in jeder Gesellschaft unabdingbar, deren Komplexität die Erfassung 
alkr relevanten Zusammenhänge durch einen Einzelnen nicht erlaubt. Die 
Entscheidungsfindung vollständig an Experten zu delegieren und deren Be-
schlüsse dann unverändert umzusetzen, ist dagegen eine Form der Legitimie-
rung von Herrschaft, zu der vor allem diejenigen greifen, die sich der allge-
mt.•incn Anerkennung der Legitimationsgrundlagen ihrer Macht noch nicht 
oder nicht mehr sicher sein können. 

Dies gilt keineswegs nur für hochkomplexe westliche Gesellschaften am 
Anfang des 3. Jahrtausend, sondern ebenso für mittelalterliche Gesellschaften, 
Jic: fundamentale v\landlungsprozesse durchmachten. Ein Beispiel wäre die 
Ausbildung ish1mischer Rechtsschulen in der Mitte des 8. Jahrhunderts, die 
Jas \Visscn um den Willen Gottes und die richtige Ordnung mit der Schlag-
kraft von !vfassenorganisationen verbanden und in der Krise des Übergangs 
der l krrschaft von den U mayyaden auf die Abbassiden erstmals entscheiden-
den Einflug auf die politische und gesellschaftliche Entwicklung erlangten.4 

Einen ähnlich grundlegenden Wandel machten die Reiche Lateineuropas 
im 12. und 13. Jahrhundert durch. An die Stelle des abwägenden Vergleichs 

' tradierter Autori täten setzte die Scholastik die dialektische Problemlösung. 
Nicht mehr die Autorität des l ehrenden, sondern die sachliche Richtigkeit 
und logische Beweisbarkeit einer Aussage sollten das Gewicht eines Argumen-
tes bestimmen. In den ers ten Jahrzehnten des 12. Jahrhunderts noch revolutio-
när neu, wurde die Systematisierung des theologischen und philosophischen 
Denkens in der zweiten Hälfte des 12. Jahrhunderts zum selbstverständlichen 
Standard. Dies blieb nicht ohne Konsequenzen für das Rechtsdenken: Die 
concordantia discordantiwn canonum Gratians schuf eine in sich geschlossene 
Grundlage für die kirchenrechtliche Lösung von Problemen, die rasch allge-
meine Anerkennung fand, weil sie inhaltlich überzeugte. ohne daß es eines 

4 Hurvitz 2003. 
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formellen Akt der Inkraftsetzung durch kirchliche Autoritäten bedurft hätte. 
Gleichzeitig wurde auch das kurz zuvor wiederentdeckte römische Recht der 
Spätantike, das aufgrund der Bemühungen der Kaiser Theodosius und Justi-
nian einen ähnlichen Grad systematischer Geschlossenheit aufwies, zum G~: 
genstand der Lehre an den Rechtsschulen Italiens und bald auch der anderen 
Reiche der lateinischen Christenheit. An die Stelle des Suchens und erforderli-
chenfalls Fälschens von Präzedenzfällen trat die deduktive Problemlösung als 
Handwerk einer neuen Gruppe von Experten: der Juristen. 

Der rasche Aufschwung der Rechtsstudien im 12. Jahrhundert wäre nicht 
vorstellbar ohne die neuen Betätigungsfelder, die sich denen erschlossen, die 
die europaweit einheitliche Sprache und Argumentationsweise der neuen 
Rechtswissenschaften beherrschten. Als unentbehrliche Berater erwiesen sie 
sich überall dort, wo Kirche und weltliche Gewalt aufeinandertrafen, aber 
auch dort wo Herrscher aus dem Raum nördlich der Alpen in den mediter-
ranen Bereich expandierten, wo (wie z.B. im Languedoc und in Italien, aber 
auch bei der griechischen Bevölkerung des Königreichs Sizilien) das römische 
Recht der Spätantike in vulgarisierter Form fortlebte und die Rechtsvorstel-
lungen_b~stim_mte. 

Schon 1158 überließ Friedrich Barbarossa am Ende seines 2. Italienzu-
ges die Definition einer Rechtsordnung, die seiner wiedergewonnenen Macht 
entsprach, aber auch den Konsens der von ihm soeben unterworfenen italie-
nischen Städte finden sollte, einer Kommission aus vier Bologneser doctores 
iuris und 27 iudices aus den betroffenen Kommunen, die für ihn die Rechts-
sätze fanden, die er in Roncaglia bestätigte. 5 Ebenso ist die wachsende Rolle 
der Legisten am Hof Philipps IV. von Frankreich unmittelbar bedingt durch 
die Integration Südfrankreichs (insbesondere der Grafschaft Toulouse) in 
die Krondomäne, die den französischen König vor die Notwendigkeit stellte, 
seine Herrschaftsansprüche in einer rechtlichen Sprache zu formulieren, die · 
seine neuen Untertanen verstanden.6 

In einer ähnlichen Situation wie sein Großvater Friedrich Barbarossa fand 
sich auch Friedrich II. wieder, als er von seinem Kreuzzug zurückkehrte. Er 
fand sein Königreich von päpstlichen Söldnern, den sogenannten Schlüs­
selsoldaten, besetzt vor, doch gelang es ihm, sich durchzusetzen. Um seine 
Herrschaft zu festigen, setzte er nicht allein auf eine Aussöhnung mit dem 

5 Gli inizi 2007; Görich 2001. 

6 Favier J969; Strayer 1970; Pegues 1962; vgl. Giordanengo I 988. 

394 



LH,ITIMIERUN<, VON ENTSCHEIDUNGEN DURCH EXPERTEN 

Pa~st, sondern zugleich auf eine .~mfassende rechtliche Neuordnung seines 
RcKhes. I 220, nach der Rückkehr aus dem Reich nördlich der Alpen, hatte 
sil·h f riedrich n1it dem Erlaß einzelner Gesetze begnügt; nun verfugte er d ie 
Kodifikation des gesamten Rechts des Kö nigreiches: Alle geltenden Rechts-
vorschrift<.'n sollten gesatnmelt, geprüft und soweit bewahrenswert in ein 
Gcsctzbud1 aufgeno1nmen werde n, mit d essen Verkündung alle anderen bis 
(fahin ergangenen königlichen Erlasse ihre Rechtskraft verlieren würden. Die 
entschci<lcnde Neuerung war die Kodifikation (d.h. Außerkraftsetzung aller 
konkurrierenden Rcchtstexte). 7 

Kaum waren die Verhandlungen um eine Aussöhnung mit dem Papst 
Ende August/ Anfang September 1230 zu einem guten Ende gelangt, erteilte 
Friedrich I 1. den Justitiaren <les Königreichs Sizilien den Befehl, in jeder Pro-
vinz vier ältere t\.1änner auszuwählen, die sich durch gute Kenntnisse der von 
Roger I 1. erlassenen Assisen und des alten Rechts d es Königreiches auszeich-
nctl'n, wie es zur Zeit Wilhelms II. galt, der in den Wirren der Jahre Tankreds 
Heinrichs VI., Konstanzes und Friedrichs II. als „guter Wilhelm« den legiti 
m it·rcndcn Bezugspunkt für alle Bern üh ungen um eine Wiederh erstellung de 
kgit imcn Ordnung im Königreich Sizilien darstellte. 

Dit· Redaktion der Konstitu t ionen von Melfi lag in der Hand eines Exper. 
kngrt>miums, J essen Arbeitsweise und Zusamm ensetzung weitgehend unb · 
kannt ist. Offensichtlich handelte es sich um rechtskundige Berater aus_g r 
Umgebung des Kaisers, insbesondere d ie Mitglieder d es Hofgerichts. Gro· ·_ 
hofjustitiar Heinrich Morra ist zwischen Juli 1230 und Ende des Jahres 1 1 
<.h1rchg(:'hend am Hof nachweisb ar, ebenso die vier Hofrichter Simon u, d 
~kinric.:h von Tocco, Roffried von San Germano und Petrus de Vinea, a . . r 
auch Erzbischof Jakob von Capua, dem es Papst Gregor IX. am 5. Juli 123 . iin 
einem Brief zum Vorwurf machte, dag er sich, wie er gehört habe, mit sei ,, m 
Fa(hwisscn Vorhabe n des Kaisers zur Verfügung gestellt h abe und selbst (:ne 
Gesetze diktiere, denen er eigentlich standhaft widerstehen sollte. ': \ 

Zumindest punktuell griff Friedrich II. selbst in die Redaktion der Geset-
zcssamn1lung ein. Zumindest berichtete der damals wohl in Neapel wirkende 
Rechtsgelehrte Benedikt von Isernia später seinen Schülern, der Kaiser habe 
in eint'r Diskussion selbst nach dem Sinn bestimmter Regelungen des römi-

7 Konstitutionen Friedrichs II. für das Königreich Sizilien; Konstitutionen Friedrichs II. 
von Hohcnstaufen für sein Königreich Sizilien (lat. und dt.); Stürner 1996; Dikher 1975. 
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sehen Rechts gefragt und, da diese ihm unbefriedigend erschienen, für sein 
Königreich eine stärker ausdifferenzierte Lösung angeordnet. 

Welchen persönlichen Anteil Friedrich II. an der Zusammenstellung der 
Konstitutionen von Melfi nahm, ist im einzelnen kaum festzustellen. Der 
Text der Konstitutionen selbst nimmt keinen Bezug auf die Entstehung des 
Textes als das Werk einer Expertenkommission. Die Einleitung begründet die 
Gesetzgebung als königliche Aufgabe aus der Schöpfungsordnung nach dem 
Sündenfall. Die Schlußbestimmung 111.94 vom August 1231 setzt die Konsti-
tutionen als Ausdruck des kaiserlichen Willens in Kraft. Gleichwohl ist davon 
auszugehen, daß die Akzeptanz der Kodifikation im Königreich Sizilien we-
sentlich darauf beruhte, daß das vorangegangene Verfahren einer systemati-
schen Einbeziehung von Experten allgemein bekannt war. 

Dies war umso wichtiger, als die Erarbeitung der Konstitutionen von Melfi 
in unmittelbarer Konkurrenz zur gleichzeitig durch den Papst begonnenen 
Kodifikation des Kirchenrechts stand. Ebenfalls im Sommer 1230 hatte Gre-
gor IX. ( 1227-1241) Kardinal Raimund von Penaforte, der zuvor als Magister 
in Bologna gelehrt hatte, mit der systematisierenden Sammlung aller Dekreta-
len beauftragt, die neben dem Decretum Gratiani kirchenrechtliche Relevanz 
hatten. Das Ergebnis seiner Arbeit wurde am 5. September 1234 durch die 
Bulle „Rex Pacificus« in Kraft gesetzt und den Universitäten von Bologna und 
Paris zugesandt. Auch aufSeiten der Kurie sah man die Notwendigkeit, die Ju-
risten mit einer in sich schlüssigen und abgeschlossenen Kodifikation des Kir-
chenrechts auszustatten, und auch hier beauftragte man einen Fachmann.8 

Daß beide Unternehmen parallel zueinander in Angriff genommen wur-
den, ist wohl kaum als Zufa11 zu betrachten. Gregor IX. beobachtete, wie wir 
seinem Schreiben an den Erzbischofvon Capua entnehmen können, die rasch 
voranschreitenden Arbeiten der von Friedrich II. beauftragten Experten mit 
großem-Mißtrauen-und ermahnte den Kaiser sogar noch im Juli 1231 ein-
dringlich, von seinem unheilvollen Vorhaben abzusehen. Seine Bedenken wa-
ren dabei sicherlich nicht grundsätzlicher Natur, da die von ihm für die Kirche 
ratione peccati in Anspruch genommene umfassende Regelungskompetenz 
auch in weltlichen Angelegenheiten die Gesetzg~bungsbefugnis der weltlichen 
Herrscher nur ergänzte) aber nicht ausschloß. ~~denklich erscheinen mußte 
ihm vielmehr die Absicht, das Recht des Königreichs Sizilien abschließend 
zu regeln und die Anwendung anderer Rechtssätze in den Entscheidungen 

8 Wetzstein 2006. 
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königlkh_t·r Gerichte auszuschließen> wie an1 Ende des Prologs verfügt. Dies 
konntl' die R~(hte der ~ir(he Siziliens entscheidend schwächen, jedoch nur 
d~nn, wen~ ~1e sorgfalt1ge Arbeit der juristischen Experten Regelungen fand, 
die so _Jeta1lliert waren, <lag sich ein Rekurs auf das Kirchenrecht erübrigte, 
unJ <l1c:se zuden1 nkht in offensichtlichem Widerspruch zum kirchlichen 
Recht standen. Die AufgJbe der Expertenkommission bestand also nicht nur 
d.irin, Jie Akzeptanz <les Gesetzb uches bei den Un tertanen zu sichern> son-
Jan auch die Zustimmung der Kirche zu ermöglichen, was offensichtlich 
aud1 gdilng, dc:nn schon wenige \Vochen nach seinem Protestschreiben vom 
5. Juli 123 l sa ndtc: Gregor IX. ein versöhnliches Schreiben an Friedrich II., in 
dt·m a sc:ine anfänglichen Einwände fallen ließ.9 

\\'c:ndcn wir uns nun unserem zweiten Beispiel zu: Kurz vor seinem Auf-
bn11.:h nad1 Italien stellte Friedrich II. im Juli 1236 in Augsburg den Juden 
in lkuts('hland ein Privileg aus, das ihre rechtliche Stellung bestätigte und 
sie: vom Vorwurf des Ritualmordes frei sprach, genauer gesagt von dem Vor-
wurf, sit· mighrJtH.:htcn das ßlut unschuldiger christlicher Kinder zu rituellen 
Zwc1.:ken. 111 AnlaG für die Ausstellung der Urkunde war ein Judenpogrom in 
Fuld,1 wenige l\.1onate zuvor. Über den Hergang der Ereignisse vermitteln die 
Qudkn folgendes l3ild: 

Nahe der Stadt war das Haus eines Müllers a1n Weihnachtstag in Flammen 
aufgq~angc:n, wähn.•nd er selbst mit seiner Frau in der Kirche war. Seine fünf 
Kinda wurden vom Feuer überrascht und konnten nur noch als verkohlte 
Leichen geborgen werden . Sogleich verbreitete sich das Gerücht, zwei Juden 
hätten die Kinder umgebracht, um ihr Blut als Heilmittel zu verwenden, und 
hätten dann das Haus in ßrand gesetzt, um die Spuren ihres Verbrechens zu 
verwischen. r..1an wollte sogar gesehen haben , wie sie das Blut in Lederschläu-
chen davongetragen hätten. Nachdem angeblich zwei Verdächtige das Verbre-
chen gestanden hatten, wurden mehr als dreißig Fuldaer Juden ohne weiteren 
Prozeg am 28.12.1235, dem Tag der »unschuldigen Kinder", erschlagen. 

Der Vorwurf, die Judt:> n töteten heimlich christliche Kinder, war nicht neu. 
fast ein Jahrhundert zuvor war erstn1als in England behauptet worden, die 
Juden kreuzigten zu O stern einen unschuldigen christlichen Knaben. In den 

9 Stürner J992/2000, S. 192 f. 
J(} ~lGH Constitutiones 2, Nr. 204; Urkundenbuch der Stadt Worms 2, ~· 739~744'. Hoe-
ni~cr 1887 (nach dem Vidimus des Kölner Ebf. Wilhelm vom 2.1.1360 im Hrston schen 
A;chiv der Stadt Köln, HUA Nr. 3/2283); vgl. van Eickds 2008 (Abb. der Urkunde: S. 76); 
van Eickels/Brüsch, 2000, S. 3 15-323. 
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folgenden Jahrzehnten hatte sich das Gerücht rasch auch auf dem Kontinent 
verbreitet: 1144 in Norwich, 1163 in Pontoise, 1168 in Gloucester, 1171 in 
Blois, 1181 in Wien, 1221 in Erfurt - um nur die bekanntesten Fälle zu nen-
nen -war es nach dem ungeklärten Tod christlicher Kinder zu Hinrichtungen 
und Pogromen gekommen, da man die Juden des Ritualmordes verdächtigte. 
Zur raschen Verbreitung der Legende trug bei, daß mehrere der angeblichen· 
Opfer (Wilhelm von Norwich, Harold von Gloucester, Richard von Pon-
toise) schon bald als Heilige verehrt wurden (mit dem Festtag 24./25. März, 
d.h. in enger Verbindung zur Marienverehrung wie in zeitlicher Nähe zum 
Osterfest). 

Daß die Juden tatsächlich die Kreuzigung Christi Jahr für Jahr reinsze-
nierten, war eine Vorstellung, die den Christen plausibel erscheinen konnte, 
da sie einerseits gerade die Passion Christi im geistlichen Spiel anschaulich 
in Szene setzten, andererseits aber die Abendmahlstheologie die Feier der 
Messe als Opfer (und damit die reale Wiederholung des Geschehens in jedem 
Vollzug des Altarsakraments) besonders betonten. Eine weitere Steigerung 
und Zuspitzung erfuhr die Eucharistiefrömmigkeit der Christen durch die 
Festschreibung der Transsubstantiationslehre auf dem IV. Laterankonzil und 
die nachfolgende Intensivierung der Verehrung der geweihten Hostie auch 
außerhalb des Gottesdienstes, die· schließlich zur Entstehung des Fronleich-
namsfestes führte, das 1246 erstmals in Lüttich nachweisbar ist und 1264 
durch Urban IV. zum Fest der Gesamtkirche erhoben wurde. 11 

Die Betonung der RealiläL <ler Wandlung der eucharistischen Gestalten 
wirkte auch auf die im wesentlichen spiegelbildlich zur christlichen Liturgie 
konstruierten Vorstellungen von den religiösen Praktiken der Juden zurück. 
Der Text der Urkunde, die Friedrich II. für die Juden in Deutschland aus-
stellte, setzt sich nur mit dem Vorwurf auseinander, die Juden verwendeten 
menschliches Blut zu magisch-kultischen Zwecken. Dieser Vorwurf wurde 
offenbar als neu und vom bereits seit dem 12. Jahrhundert verbreiteten Vor-
wurf des Ritualmordes grundsätzlich verschieden angesehen. Heinrich III., 
dem die angeblichen Ritualmorde von Norwich und Gloucester sicher nicht 
unbekannt waren, bezeichnete, nachdem ihm Friedrich II. von der Angele-
genheit unterrichtet hatte, in seinem Antwortschreiben den Fuldaer Vorfall 
als einen „uns bislang unerhörten Fall" (casus a nobis prius inauditus). Die Ar-
gumentation der Urkunde selbst widerlegt nur die Annahme, Juden würden 

11 Rubin 1991. 
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zu kulti~ch~n Zwecken menschliches Blut trinken und zur Beschaffung dieses 
Blu1t.·s Christentüten. Daß ihnen speziell die Verwendung des Blutes unschuJ-
<li~c..'r KinJc:r vorgeworfen wurde, spielte dagegen im Verfahren offenbar keine 
llnllt.·, ebensowenig wie etwa die sonst verbreitete Vorstellung, sie würden am 
l'l.'ssachft.•st einen christlichen Knaben kreuzigen. 

1:rit.•dri..-h, lkr sich itn \.Yinter 1235/36 in Hagenau im Elsaß aufhielt, wurde 
nun von _ht.·iden Seiten zum Handeln gedrängt. Die aufgebrachte Bevölkerung 
hr.1chtt.' die Lt.·ichcn der Kinder als die Reliquien ,,heiliger Märtyrer" zu ihm 
unJ fon.krtt.· Strafm,,gnahmen. Juden aus ganz Deutschland, die sich durch 
dic: uml.wfrndt.·n (;crfü.:htc: bt·droht fühlten, wandten sich ihrerseits an Fried-
rid1 als ih rt.·n Schutzherrn und baten um Erneuerung eines Privilegs Fried-
ri(hs 1.. in dt.·m dieser 1157 den Wormser Juden die Rechte bestätigt hatte, die 
ihnen I kinrich IV. um 1090 vt·rliehen hatte. 

Andt.'rs als z.B. der französische König Philipp II. ein halbes Jahrhundert 
1uv1H ~laubtl· Friedrich II. nicht an die Legende vom Ritualmord. Er ordnete 
an. d ie Kindt.' r zu bcst.itten, da sie „als Tote zu etwas anderem nicht nütze 
st·icn" (wt.·nn wir Richt.'r von Senones glauben dürfen). 12 Er beließ es aber 
nil."ht bt.·i einer blo Gcn Z urückweisung der vorgetragenen Vorwürfe, sondern 
n·rsuchtt.· die Angelegenheit in1 Konsens mit den geistlichen und weltlichen 
hirsll'll zu ktirl'll. Erst als diese nicht zu einer einhelligen Meinung fanden, 
n·rlic..'G t.·r dit.· Bahnen des üblichen Verfahrens. 

l >ic Urkunde selbst unterrichte t uns über das weitere Vorgehen wie folgt: 
Aus eigenem Entschlul\ (de archano consciencie nostre), wenn auch mit Zu-
stimmung der Fürsten, habe Friedrich Gesandte an die Könige Westeuropas 
geschickt und um die Entsendung bekehrter jüdischer Schriftgelehrter gebe-
ten, damit diese Konvertiten als den Juden besonders feindlich gesonnene und 
zugkich mit jüdischen Gebräuchen besonders vertraute christliche Experten 
- gleichsam in der Rolle des advocatus diaboli - vortragen könnten, ob dje_ 
jüd ischen Gesetze irgendetwas über das menschliche Blut aussagten, was die 
in fulda erhobenen Verdächtigungen rechtfertige. 

l >er englische König Heinrich III. schickte ihm „zwei der hervorragend-
sten Nc:ubckehrten, die in unserem Reich zu finden waren und bereit sind, 
euren Anordnungen in jeder Hinsicht nach Kräften zu entsprechen". Es ist 
anzunehmen, daß auch konvertierte Juden aus Frankreich, vielleicht auch aus 

12 Richcr, Gcsta, cap. 38, S. 324; Übersetzung: van Eickels/Brüsch 2000, S. 322f. 
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Spanien zu der „Expertenkommission" gehörten, da die Urkunde von „etli-
chen" konvertierten Juden aus unterschiedlichen Reichen spricht. 

Das Ergebnis ihrer Nachforschungen und Aussagen war erwartungsgemäß 
negativ: Das jüdische Gesetz verbiete den Genuß jeglichen, sogar tierischen 
Blutes; die Vorstellung, die Juden tränken menschliches Blut, widerspreche 
zudem, da Juden und Christen derselben Art angehörten, einem Verbot der 
Natur; schließlich sei nicht anzunehmen, daß die Juden sich, um menschli-
chen Blutes habhaft zu werden, einer Gefahr aussetzen würden, da solches 
durch Aderlässe frei verfügbar sei. Mit Zustimmung der Fürsten bestimmte 
Friedrich daher, daß niemand bei Strafe der kaiserlichen Ungnade in Zukunft 
mehr diesen Vorwurf gerichtlich wie außergerichtlich (etwa bei Predigten) 
erheben dürfe. 

Inhaltlich entspricht die Entscheidung Friedrichs II. in vollem Umfang 
der Theologie seiner Zeit. 1\ach der auf Augustinus gestützten Überzeugung 
ailer Theologen des 12. und 13. Jahrhunderts hatten die Juden die unverzicht-
bare Aufgabe, durch ihre Knechtschaft in der christlichen Gesellschaft bis ans 
Ende der Zeiten die Überlegenheit des Christentums über die wahre, aber 
unvollkommene Botschaft des Alten Bundes zu beweisen. Rechtliche Benach-
teiligung und sichtbare soziale Ausgrenzung der Juden war daher geboten; 
ihre vollständige Unterdrückung, zwangsweise Bekehrung oder Ausrottung 
dagegen hätte dem Heilsplan Gottes widersprochen. Die von Friedrich II. ver-
tretene Auffassung deckt sich zudem exakt mit der Position der Päpste seiner 
Zeit. Am 9.7.1247 wandte sich Innozenz IV., veranlaßt durch eine Petition 
der Juden von Vienne, an die Bischöfe im Reich: Obwohl die Heilige Schrift 
den Juden verbiete, zu Ostern etwas Totes auch nur zu berühren, beschuldige 
man sie fälschlich, ,,daß sie bei diesem Fest das Herz eines getöteten Knaben 
essen" und nehme ungeklärte Todesfälle zum Anlaß, sie „ohne Anklage, ohne 
Geständnis und gegen Gottes Gerechtigkeit" ihrer Güter zu berauben und aus 
ihren angestammten Wohnsitzen zu vertreiben. Da in Fulda und andernorts 
zahlreiche Juden unter diesem Vorwand ermordet worden seien, verbot er 
ferner ausdrücklich, den Juden vorzuwerfen, ,,daß sie in ihren Riten mensch-
liches Blut verwendeten, obwohl ihnen doch im Alten Testament vorgeschrie-
ben ist, keinerlei Blut zu genießen«. Als Zeichen einer besonderen, von der 
Lehre der Kirche abweichenden und rational begründeten religiösen Toleranz 
Friedrichs II. taugt die Urkunde von 1236 daher kaum. 

Das von Friedrich 11. gewählte Verfahren ist dagegen einzigartig, wenn-
gleich die Tendenz, zu einer „rationaleren" Form der Urteilsfindung zu ge-
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~Jn!;t'n , zu dt'n Grundzügen der allgen1einen Veränderung des Rechtsdenkens 
im Ll J.ihrhundert gehört. Auch die einzelnen Elemente des Verfahrens sind 
J _urd1aus dt·n zur Zeit f'rit·drichs aktuellen Rechtsentwicklungen entlehnt: Die 
t:-1gc:nstJndige richterlich angeordnete Beweisaufnahme in einem Verfahren 
ohnt' Kb~t·r hat ihr Vorbild im Inquisitionsprozeß, u der durch Innozenz III. 
in JJs kJnonisd1e Ret.:ht eingeführt worden war und durch Friedrich II. a uch 
in <lic.· Konstitutionen von Melfi übernommen wurde. Der indirekte Beweis 
d1..·r Uns(huld durt.:h vergd)liche n Schuldbeweis war ein fester Bestandteil des 
f ki ligspn..·,.:hu ngsverfohrens, wie es sich seit dem 12. Jahrhundert ausbildete. 

Ckidlwohl stellt sich die Frage, waru m Friedrich II. es nicht mit einer ein-
fJdlt'Il ridlter!il.:hen Entscheidung kraft kaiserlicher Autorität bewenden ließ. 
Die l kll·g~llion dc:r Entscheidung an unabhängige Experten d iente zum einen 
da Ahsi(haung der eigenen Stellung. Offenbar wollte Friedrich II. (wie auch 
im F.111 der Konstitutionen von Melfi) den soeben wiederhergestelJten Kon-
st·ns m it dcn Fürsten im Reich nicht durch eine autoritative, gegen den Rat 
da anwt.·se1H.kn Grogc:n getroffene Entscheidung gefährden. 

Ebt.·nso wit.:htig, wenn nicht wichtige r, aber war das Interesse der Juden 
sdhst ,m t·inl.'r Urkunde, J ie nicht nur durch die Autorität des Ausstellers, 
sondan aut.:h durch die sachliche Argumentation ihres Inhalts überzeugte, 
n11n,1l sich Jit· Fragilität der kaiserlichen Autorität bereits in der ersten Ban -
nung Fric<lrit.:hs wenige Jahre zuvor gezeigt hatte und eine Wiederholung des 
Konflikts mit <.km Papsttum wenn auch vielleicht nicht absehbar, so doch als 
~fü~lit.:hkeit in lktracht zu ziehen war. Die erzählenden Quellen, die über das 
Erci~nis bcrit.:hten, konstatieren, daß Friedrich große Geldzahlungen von den.. 
Jude n für dit· Ausstellung d es Privilegs erhalten habe. Es ist tatsächlich keines-
wegs abwrgig zu vermuten, daß die d eutschen Judengem einden erhebliche 
Sum mt·n an Jc.' n Kaiser zahlten. Sie hatten ein Interesse an der a ufwendigen 
Legitimierung der Entscheidung durch auswärtige, erkennbar unabhängige 
Fat.:hkute, deren Aufrichtigkeit und Sachkompetenz nicht bezweifelt werden 
konnte, und waren daher sicherlich bereit, die Kosten für das aufwendige, sich 
über insgesamt ach t Monate hinziehende Verfahren zu tragen. Welche Bedeu-
tung das Privikg Friedrichs II. für die Juden in Deutschland hatte, zeigt im 
übrigen seine Überlieferung. 1360 ließen die Kölner Juden durch ihren Erz-
bischof die Kopie einer Abschrift b eglaubigen, die seinerseits der Bischofvon 
\\'orms 1260 auf Bitten seiner Juden an&efertigt hatte. Nur d urch diese eine 

13 J..:abus 2000; Truscn 1994; ders. 1988. 
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zufällig erhalten gebliebene Urkunde kennen wir die Entscheidung Friedrichs 
II., die Urkunde Friedrichs 1. von 1157 und das Privileg Heinrichs IV. von 
etwa 1090. 

An zwei entscheidenden Stellen aus der Herrschaftspraxis Friedrichs II. ist 
deutlich geworden, welche Funktion die Legitimation von Entscheidungen 
durch Delegation an Experten für die Stabilisierung und Legitimierung sei-
ner eigenen Herrschaft haben konnte. In diesen beiden ( und vermutlich auch 
in anderen, weniger gut dokumentierten Fällen) lag das innovative Element 
gerade nicht in der persönlichen Beteiligung des Herrschers am Verfahren der 
Entscheidungsfindung, sondern in der bewußten Delegation von Sachent-
scheidungen an eine oder mehrere Personen, deren Sachkompetenz ihrerseits 
die Autorität des Herrschers stärken konnte. 

In dieser Praxis liefen unterschiedliche ältere Traditionen zusammen: Die 
Delegation strittiger Entscheidungen an eine Kommission begegnet bereits im 
Frühmittelalter. Die Lex Salica nennt im Prolog die Namen von vier Männern, 
die durch Wahl eingesetzt worden seien, nachdem die Franken und ihre Gro-
ßen vereinbart und beschlossen hatten, zum Zweck der Friedenswahrung das 
Aufkommen gewaltsamer Streitigkeiten zu verhindern, um die benachbarten 
Völker nicht nur durch Stärke sondern auch durch die Exzellenz der eigenen 
Rechtsordnung übertreffen. Ob es sich hier bereits um ein Beispiel für die 
Berufung auf Experten zur Absicherung der Geltungsanspruchs normativer 
Texte handelt, ist jedoch fraglich. In allen überlieferten Fassungen der Lex 
Salica bleibt offen, wer die Wahl vornahm und aufgrund welcher Kriterien die 
vier namentlich genannten Großen mit der Feststellung der Rechtsordnung 
betraut wurden. 

Die Ausgestaltung von Kompromissen konnte gleichfalls Schiedskom-
missionen übertragen werden. So erfolgt die Aufteilung des karolingischen 
Reiches unter die Söhne Ludwigs des Frommen in gleichwertige Teilreiche 
durch eine Kommission, in die jeder der Brüder zwölf Männer entsandt hat-
te.t4 Auch hier wird nicht auf den Expertenstatus der Kommission verwiesen; 
vielmehr scheint es in erster Linie um Vertrauenswürdigkeit und Zuverlässig-
keit der entsandten Personen gegangen zu sein. 

Dagegen berufen sich die vermutlich nach 1136 von einem hochrangigen 

14 Nithard IV, 1, S. 40: Hinc autem uterque illorum duodccim e suis ad hoc opus elegit, 
quorum unus extiti; et sicut illis congruum, ut inter illos hoc regnum divideretur, visum est, 
contenti sunt; in qua divisione non tantum fertilitas uut equa portio regni, quantum affinitas 
et congruentia cuiusque aptata est. 
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Klaikc.'r c.kr Diü:t.(.'sc.' Lincoln kom pilierten Leges Edwardi Confessoris explizit 
auf die.· ht.·sondt.'rt.' SJchkornpdenz derjenigen, deren Aussagen angeblich dem 
Tc.·xt lkr Sammlung zugrundclagcn. Das Prooemiurn berichtet, im vierten 
)Jhr sc.·i1h:r lkgicrung habe \Vilhelrn der Eroberer auf den Rat seiner Barone 
aus alkn Cr,1fs(hafl1..'n Sl.'incs Ri:i chcs angesehene und rechtskundige Män-
ner /l1'ammcnkommc.•n lassen, um sich von ihnen über die englischen Rechte 
und Cn\'l>hnh,:itcn lllllcrrichtt'n zu lassen. Daher seien aus jeder Grafschaft 
zwülf ~Unncr c.•rwählt worden, die eidlich verpflichtet wurden, nach bestem 
\\'isst·n Auskunft zu geben, nichts zu übergehen, nichts hinzuzufügen und 
nil.'hh ,u VlT;i ndcrn. 1' 

ln dic.•sc.•m L.111 wil.' auch bei der Findung der Ronkalischen Gesetze konnte 
die.· r-.titwirkung der lkd1tskundigcn gleichsam als eine konkretisierte Form 
des t"1>11~n1:-11~ Jidcli11m Vt'rslarn.kn werden. In der Gesetzgebung und Recht-
sprc:drnng Frii:drid1s II. künnen wir aber erstmals greifen, wie sich der Herr-
:-.d1c:r ,·on ihm sdbst eingesetzter Expertengremien bedienen kann, um seine 
c.·i!!i:nc.·n Ents..-hc.·idung(.'n gt·gen die Grogen des eigenen Reiches durchzuset-
1c11. 1kr 1':on-"cns der Experten ersetzt den Konsens der Getreuen und be-
~rü ndt.·t so c.-int.' nn1c: Fonn konscnsualer He rrschaft. 
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